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Je deutlicher die Regelungen der Versor-
gungszusage sind, umso niedriger fallen die 
Erhöhungen der Rückstellungen nach 
BilMoG in der Handelsbilanz aus. Festzu-
sagen reduzieren den Einfluss des Entgelt-
trends. In unserem Beispiel steigen die Rück-
stellungen lediglich um 70.000 € an (Fall 2). 
Hingegen wirkt sich der Entgelttrend durch 
künftige Lohnsteigerungen bei gehaltsab-
hängigen Zusagen sehr stark aus. In un-
serem Beispiel erhöht sich die Rückstellung 
nach BilMoG um ca. 400.000 € (Fall 1).

Das Beispiel macht deutlich, dass die 
genannten Einflussfaktoren nur dann ihre 
Wirkung entfalten, wenn das zusagende 
Unternehmen diese Veränderungen nicht 
durch eigene Entscheidungen begrenzt. So 
kann durch die Anpassung der Zusagetexte 
auf Festzusagen und klar vereinbarte Ren-
tendynamiken der Einfluss neuer Bewer-
tungskriterien bei der Berechnung der han-
delsbilanziellen Rückstellungen nach 
BilMoG auf einen Anstieg von 10-20% 
begrenzt werden.

Da dem Gesetzgeber bewusst war, dass 
durch die Veränderung der Bewertungsvor-
schriften zum Teil erhebliche Bilanzsprünge 
stattfinden können und dies zur deutlichen 
Reduzierung des Jahresergebnisses führen 
kann, hat er zwei Regelungen geschaffen, 
die es dem bilanzierenden Unternehmen 
ermöglichen, oben beschriebene Auswir-
kungen abzufedern.

tiger kaufmännischer Beurteilung notwen-
digen Erfüllungsbetrag“ anzusetzen sind.

Zukünftig sind in der Handelsbilanz die 
Rückstellungen mit einer Laufzeit von mehr 
als einem Jahr grundsätzlich mit dem ihrer 
Laufzeit entsprechenden durchschnittlichen 
Marktzinssatz der vergangenen 7 Geschäfts-
jahre abzuzinsen. Diese Abzinsungssätze 
werden von der Deutschen Bundesbank 
ermittelt und veröffentlicht. (siehe unter 
www.deutschebundesbank.de unter „Ab-
zinsungssätze gemäß HGB“) Aus Vereinfa-
chungsgründen dürfen Rückstellungen hier-
von abweichend pauschal mit dem durch-
schnittlichen Marktzinssatz abgezinst wer-
den, der sich bei einer angenommenen 
Laufzeit von 15 Jahren ergibt und der z. Zt. 
bei 5,25% (Stand Dez. 2009) liegt. Damit 
muss nicht bei jeder einzelnen Pensions-
rückstellung auf die tatsächliche Laufzeit 
abgestellt werden.

Zudem müssen alle zukünftigen Verän-
derungen der Versorgungshöhe auch dann 
berücksichtigt werden, wenn sie noch nicht 
eingetreten, aber hinreichend wahrschein-
lich sind. Hierzu gehören insbesondere 
künftige Rentenanpassungen und Anwart-
schafts- bzw. Gehaltssteigerungen. Diese 
Einflussfaktoren sind künftig zu berücksich-
tigen und stellen gleichzeitig die Stellschrau-
ben zur Einflussnahme auf die Rückstel-
lungshöhe dar. Dies soll unser Beispiel auf 
Seite 27 verdeutlichen.

Mit dem Ziel, einen kaufmännisch sinn-
vollen Gleichlauf zwischen Handels- 

und Steuerbilanz zu erreichen („Einheitsbi-
lanz“) wurden bisher i. d. R. für die Bewer-
tung der Pensionsverpflichtungen in der 
Handelsbilanz die gleichen Annahmen wie 
in der Steuerbilanz zugrunde gelegt, d. h. 
die Richttafeln nach Heubeck sowie der 
Rechnungszins nach §  6 a EStG von 6%. 
Dies war gängige Praxis bei der überwälti-
genden Mehrheit der kleineren mittelstän-
dischen Unternehmen. Eine sog. Einheitsbi-
lanz wird es nach dem BilMoG nicht mehr 
geben, da künftig für die Handelsbilanz – 
anders als bisher – eigene Bewertungsvor-
schriften eingeführt werden, die sich von den 
steuerrechtlichen Vorschriften nach §  6 a 
EStG deutlich unterscheiden. 

Im Kern werden die Prinzipien des deut-
schen Handelsbilanzrechts in wesentlichen 
Punkten aufgegeben. Die Handelsbilanz 
lehnt sich dabei zukünftig an das angel-
sächsische Bilanzrecht an. Hierbei wird 
neben dem internationalen Bilanzrecht 
nach IAS/IFRS durch das BilMoG ein neues, 
eigenständiges Recht gesetzt.

Ab 2010 müssen Pensionsverpflichtungen 
für die Handelsbilanz eigenständig mit rea-
litätsnahen Rechnungsgrundlagen bewertet 
werden, da in der ab dann geltenden Fas-
sung des § 253 Abs. 1 Satz 2 HGB Rückstell-
lungen zwingend mit dem nach „vernünf-

Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz (BilMoG)

Auswirkungen auf die 
Pensionszusage

Mit Beschluss des Bundesrates vom 03.04.2009 wurde das BilMoG 
verabschiedet, das einschneidende Veränderungen in der Bilanzierungs-
praxis mit sich bringt und zwar schon für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2009 beginnen. Besonders hoch sind die Auswirkungen in der 
betrieblichen Altersversorgung und hier insbesondere im Bereich der 
Pensionszusagen (unmittelbare Zusagen). Der folgende Beitrag will die 
ür die Praxis wesentlichen Neuerungen verdeutlichen und erste Hinweise 
für die praktische Umsetzung geben.
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regelmäßig bei Treuhandmodellen und 
auch bei den in der Praxis bewährten Ver-
pfändungsmodellen erfüllt.

Fazit
Das BilMoG zwingt alle Unternehmen, alle 
Steuerberater, aber auch alle Honorarbera-
ter, die sich mit dem Gebiet der betrieb-
lichen Altersversorgung beschäftigen, sich 
mit den neuen Regelungen, die das BilMoG 
mit sich bringt, auseinanderzusetzen. Auch 
künftig können Pensionszusagen aufgrund 
ihrer hohen Flexibilität attraktive Instru-
mente der betrieblichen Altersversorgung 
sein. Allerdings sollten diese Zusagen im 
Blick auf die Bilanzverträglichkeit gestaltet 
werden. Durch die neue handelsrechtliche 
Bewertung wird einerseits der Finanzie-
rungsbedarf realitätsnäher und transpa-
renter dargestellt. Andererseits können die 
Rückstellungen durch das Saldierungsgebot 
im Idealfall vollständig aus der Handelsbi-
lanz verschwinden. 

Das BilMoG bringt im Bereich der be-
trieblichen Altersversorgung große Umstel-
lungen mit sich, die nach Möglichkeit früh-
zeitig in Angriff genommen werden sollten. 
Angesichts der veränderten Rahmenbedin-
gungen empfehlen wir Ihnen, sowohl beste-
hende als auch Neuzusagen insbesondere 
auf ihre steuerrechtliche Zulässigkeit und 
die betriebswirtschaftlichen Auswirkungen 
hin zu überprüfen. Im Netzwerk mit exter-
nen Spartenexperten (Steuerberater, Rechts-
anwälte ect.) stehen wir Ihnen gerne als 
Ansprechpartner sowie für die Beratung im 
konkreten Einzelfall zur Verfügung.

1. Verteilungswahlrecht
Der Erhöhungsbetrag, der sich im Jahr der 
erstmaligen Anwendung des BilMoG ergibt, 
darf bis zum 31.12.2024 in 15 Jahresraten 
angesammelt werden, wobei sich hinsicht-
lich der Aufteilung des Erhöhungsbetrages 
einige Gestaltungsspielräume ergeben, da 
auf die ursprünglich vorgesehene gleichmä-
ßige Aufteilung verzichtet wurde. Entspre-
chend der jeweiligen Unternehmenssituati-
on und des Jahresergebnisses ergeben sich 
für das bilanzierende Unternehmen ver-
schiedene Gestaltungsoptionen. Die Zufüh-
rung des Erhöhungsbetrages kann wie folgt 
vorgenommen werden:

• sofort in vollem Umfang
• in gleichmäßig bemessenen Jahresraten
• in unterschiedlich hohen Jahresraten

Im Rahmen dieser Gestaltungsoptionen 
kann der Zeitraum bis zum 31.12.2024 voll 
ausgenutzt oder ein kürzerer selbst gewähl-
ter Zeitraum bestimmt werden.

2. Saldierungsgebot nach § 246 HGB n.F.
War bisher eine Saldierung von Pensions-
verpflichtungen und sog. Planvermögen im 
deutschen Handelsrecht ausdrücklich nicht 
erlaubt, so ändert sich dies grundlegend mit 
dem Inkrafttreten des BilMoG. Das Saldie-
rungsverbot wird nämlich für Pensionsver-
pflichtungen durchbrochen und unter be-
stimmten Voraussetzungen zum Saldie-
rungsgebot.

Nach BilMoG erhält das Unternehmen 
nun die Möglichkeit, die Pensionsrückstel-
lung mit dem Zeitwert des Rückdeckungs-
vermögens bilanziell zu verrechnen. Dies 
führt zu einer entsprechenden Verkürzung 
des handelsrechtlichen Jahresabschlusses. 
Es muss hierbei beachtet werden, dass nur 
diejenigen Vermögensgegenstände saldiert 
werden dürfen, die dem Zugriff aller üb-
rigen Gläubiger entzogen sind und aus-
schließlich der Erfüllung der Versorgungs-
zusage dienen. Diese Voraussetzungen sind 
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Beispiel: Höhe der zugesagten monatlichen Altersrente: 4.000 €, 
Zusagedatum: 01.01.2007, Firmeneintrittsdatum: 01.07.1997, 
Geburtsdatum des Versorgungsempfängers: 01.07.1967

Fall 1:
Gehaltsabhängige Zusage

Fall 2:
Festzusage

Monatliche Altersrente mit 65 4.000 € 60% der Aktivbezüge 
(80.000 € p. a.)

4.000 €

Rentendynamik p. a. 2% 2%

Pensionsrückstellung nach § 6a EStG 
(Steuerbilanz)

656.562 € 656.562 €

Anstieg der Rückstellung nach BilMoG 
(Handelsbilanz) um

ca. 400.000 € ca. 70.000 €
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Bei den Berechnungen wurden ein Rechnungszins nach BilMoG von 5% und ein Gehaltstrend von 1,5% unterstellt.
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